
                                                                                                 

Betreff:  Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER Resolution: Kommunen entlasten - 
Stärkung des Konnexitätsprinzips 

 
Bezug: DS 17/0406  Änderung der Geschäftsordnung der 

Stadtverordnetenversammlung 
 DS 17/0314.1 Antrag der Freien Wähler Fraktion  
  
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:  
 

1. Der Magistrat wird beauftragt den Antrag zur verbindlichen finanziellen Verantwortung 
des Bundes für kommunale Aufgaben an den Hessischen Landtag zur Bearbeitung 
weiterzuleiten. 
 

2. Änderung des Grundgesetzes, Artikel 104a Artikel 104a GG ist dahingehend zu 
ergänzen, dass finanzielle Lasten, die durch neue Aufgaben des Bundes für Kommunen 
entstehen, vollständig durch den Bund getragen werden. Das Konnexitätsprinzip („Wer 
bestellt, muss bezahlen“) ist bundesweit verbindlich zu verankern.  

 
3. Finanzielle Absicherung kommunaler Aufgaben a) Die Finanzierung von 

Bundesaufgaben, die auf Kommunen übertragen werden, muss automatisch und 
vollständig erfolgen. b) Die Mittel müssen direkt an Städte, Gemeinden und Landkreise 
fließen, ohne bürokratische Förderprogramme oder langwierige Verhandlungen.  

 
4. Vermeidung kommunaler Überlastung durch unzureichende Finanzierung a) Die 

Bereitstellung von Mitteln muss sich an realistischen Bedarfsanalysen orientieren und 
nicht an politischen Willenserklärungen. b) Die Bundesregierung wird verpflichtet, vor 
Verabschiedung neuer Gesetze mit kommunaler Wirkung eine verbindliche 
Kostenabschätzung vorzulegen und eine vollständige Finanzierungszusage zu geben.  

 
5. Kritische Betrachtung geplanter Schuldenaufnahme und strukturelle Reformen a) Die 

geplante Aufnahme eines Sondervermögens in Höhe von 500 Milliarden Euro darf nicht 
zu ineffizienten Förderstrukturen führen. b) Falls eine solche Verschuldung erfolgt, muss 
sichergestellt werden, dass Mittel gezielt zur Entlastung der Kommunen eingesetzt 
werden, um öffentliche Dienstleistungen nachhaltig zu sichern.  

 
6. Beispielhafte Dringlichkeit: Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung in Grundschulen a) 

Die Umsetzung dieses Anspruchs liegt bei den Kommunen, doch die aktuell 
bereitgestellten Mittel reichen nicht aus. b) Ähnliche Finanzierungsprobleme bestehen 
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beim Kita-Ausbau, der Digitalisierung der Schulen sowie der Aufnahme und Integration 
von Geflüchteten. c) Diese Beispiele unterstreichen die Notwendigkeit einer klaren 
gesetzlichen Regelung zur finanziellen Absicherung kommunaler Aufgaben durch den 
Bund.  

 
 

7. Aufruf zur Bundesratsinitiative Der Deutsche Bundestag fordert die Landesregierungen 
auf, eine Bundesratsinitiative zur Stärkung des Konnexitätsprinzips und zur Entlastung 
der Kommunen einzubringen.  

 
Begründung:  
Unsere Kommunen sind das Rückgrat der Gesellschaft und tragen die Hauptverantwortung für 
essenzielle öffentliche Dienstleistungen. Doch immer wieder werden ihnen vom Bund neue 
Aufgaben zugewiesen, ohne eine angemessene Finanzierung. Dies führt zu finanziellen 
Engpässen und gefährdet die Handlungsfähigkeit vor Ort.  
Die vorgesehene Grundgesetzänderung stellt sicher, dass Kommunen nicht weiter strukturell 
unterfinanziert werden. Die aktuelle Schuldenpolitik des Bundes darf nicht dazu führen, dass 
dringend benötigte Mittel in ineffizienten Strukturen versickern, sondern müssen direkt dort 
ankommen, wo sie gebraucht werden: in den Städten, Gemeinden und Landkreisen. 
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